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— Eigentumsvergehen gegenüber Angehörigen;
— vorsätzliche Körperverletzung gegenüber Angehörigen.

(2) Der Antrag muß innerhalb von drei Monaten, nachdem der Geschä­
digte von der Straftat erfahren hat, spätestens aber binnen sechs Monaten 
seit der Begehung der Straftat, gestellt werden.

(3) Der Antrag kann bis zur Verkündung einer die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit feststellenden Entscheidung zurückgenommen werden.

§ 3
(1) Eine Straftat liegt nicht vor, wenn die Handlung zwar dem Wortlaut 

eines gesetzlichen Tatbestandes entspricht, jedoch die Auswirkungen der 
Tat auf die Rechte und Interessen der Bürger oder der Gesellschaft und 
die Schuld des Täters unbedeutend sind.

(2) Eine solche Handlung kann als Verfehlung, Ordnungswidrigkeit, 
Disziplinarverstoß oder nach den Bestimmungen der materiellen Verant­
wortlichkeit verfolgt werden, soweit dies gesetzlich zulässig ist.

§ 4
(1) Verfehlungen sind Verletzungen rechtlich geschützter Interessen der 

Gesellschaft oder der Bürger, bei denen die Auswirkungen der Tat und 
die Schuld des Täters unbedeutend sind und die im Strafgesetzbuch oder 
in anderen Gesetzen als solche bezeichnet werden.

(2) Zur Feststellung der Verantwortlichkeit für Verfehlungen finden die 
Bestimmungen des Allgemeinen Teils entsprechende Anwendung. Die 
Maßnahmen der Verantwortlichkeit für Verfehlungen werden gesetzlich 
besonders geregelt.

2. A b s c h n i t t  

Schuld

§ 5 
Grundsätze

(1) Eine Tat ist schuldhaft begangen, wenn der Täter trotz der ihm gege­
benen Möglichkeiten zu gesellschaftsgemäßem Verhalten durch verant­
wortungsloses Handeln den gesetzlichen Tatbestand eines Vergehens oder 
Verbrechens verwirklicht.

(2) Bei der Feststellung der Art und Schwere der Schuld sind alle ob­
jektiven und subjektiven Umstände sowie die Ursachen und Bedingungen 
der Tat zu berücksichtigen, die den Täter zum verantwortungslosen Han­
deln bestimmt haben.

(3) Strafrechtliche Verantwortlichkeit für fahrlässiges Handeln tritt nur 
ein, wenn dies im Gesetz ausdrücklich bestimmt ist.
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